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Umweltpolitische Interessenvertretung gegenüber 
Organen der EG: Ansatzpunkte, Strukturen und 
Probleme

Dieter Rucht

I. Fragen

Wir kennen die Bilder demonstrierender Bauern. Mit Traktoren wird der Verkehr 
lahmgelegt; tonnenweise landen schwer verkäufliche Agrarprodukte vor den Ein­
gängen einer Behörde. Solche Proteste finden meist im regionalen oder nationa­
len Rahmen statt. Aber sie ereignen sich auch — und gelegentlich sogar in länder- 
übergreifender Eintracht — in Brüssel. Wir kennen ebenso die Bilder demonstrie­
render Umweltschützer, die an Standorten von Industrieanlagen oder in den 
Hauptstädten ihrer Länder au f die Barrikaden gehen. Aber eben nie in Brüssel. 
Warum ist das so?

Eine Erklärung scheint au f der Hand zu liegen: In Brüssel wird tatsächlich 
über existentielle Anliegen der Bauern entschieden. Es geht um Produktionsquo­
ten, Preise, Subventionen (Priebe 1985). Es ist nur folgerichtig, wenn sich die Bau­
ernschaft oder besser: das Agrobusiness, mit einer starken Lobby, nämlich dem 
europäischen Dachverband der Landwirte (COPA), in Brüssel niederläßt. Dazu 
gehört auch, daß sie ihren Forderungen gelegentlich durch handfeste Aktionen 
auch in Brüssel Nachdruck verleiht.

Aber diese Erklärung reicht nicht hin. Gibt es nicht ebenfalls gute Gründe, für 
den Umweltschutz in Brüssel zu demonstrieren? Seit 1973 ist auch die Umwelt­
politik zu einer Angelegenheit der EG geworden. In Brüssel wird Umweltpolitik 
in einem eigenen Ressort betrieben, der Generaldirektion für Umwelt, Sicherheit 
der Kernenergie und Zivilschutz. Dort werden zuweilen wichtige umweltpoliti­
sche Materien behandelt und (vor-)entschieden. Erinnert sei nur an die EG-Rege- 
lungen zum Trinkwasserschutz oder zu Katalysatoren für Kraftfahrzeuge. Die 
Ansprüche und Kompetenzen in diesem Bereich sind in den letzten Jahrzehnten 
gewachsen und werden weiter wachsen. In Brüssel wird aber auch in anderen 
Ressorts, häufig durch Nichtentscheidungen oder die Mißachtung von Umwelt­
belangen, faktisch Umweltpolitik gemacht — in den Bereichen Landwirtschaft, 
Chemie, Strukturpolitik, Verkehr, Biotechnologie, usw.
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Wie reagieren Umweitbewegungen und Umweltverbände auf diese Situation? 
Suchen sie verstärkt über die nationale Schiene Einfluß au f Entscheidungen des 
Ministerrats und der Kommission zu nehmen? Gehen sie nach Brüssel? Und falls 
ja, welche Situation finden sie dort vor? Welche Organisationsformen und Strate­
gien wählen sie? Die erwähnte Abwesenheit von direkten Aktionen in Brüssel ist 
dabei nur ein spezielles, freilich reizvolles Erklärungsproblem. Dies sind meine 
Fragen, auf die ich am Ende zurückkommen will.

In funktionaler Perspektive lassen sich Bewegungen, Verbände und Parteien 
gleichermaßen als Akteure politischer Interessenvermittlung zwischen Bürgern 
und politischen Entscheidungszentren verstehen. Eine weitere Annahme ist, daß 
diese Akteure weitgehend — wenngleich nicht ausschließlich — rationalen Kalkü­
len folgen. In Einschätzung ihrer spezifischen Leistungen und unter Berücksich­
tigung ihrer Umweltbedingungen entwickeln sie bestimmte Stmkturen und 
schlagen bestimmte Strategien ein. Protestbewegungen tendieren hierbei in 
Ermangelung anderer Ressourcen zur Mobilisierung eines öffentlichkeitswirk­
sam inszenierten Droh- und Disruptionspotentials; Verbände und Parteien bau­
en mehr auf ihre Fachkompetenz und nutzen ihre informellen und formellen 
Zugänge zum politischen Entscheidungssystem. Ausnahmen, namentlich die 
Bauernverbände, bestätigen die Regel.

Im folgenden konzentriere ich mich au f die Formen umweltpolitischer Inter­
essenvertretung in Gestalt von empirisch meist schwer zu trennenden bewe- 
gungs- und verbandsförmigen Akteuren. Parteien, die insbesondere als grüne Par­
teien eine wichtige Rolle für und in Umweltbewegungen spielen, bleiben ausge­
klammert, zumal sie im Rahmen der EG meist auf eine Thematisierungsfunktion 
beschränkt bleiben. Dies hängt nicht zuletzt mit den fehlenden Kompetenzen 
des Europäischen Parlaments zusammen.

II. Umweltorganisationen in Brüssel

Hier kann weder auf die allgemeine Kompetenzverteilung und das Zusammen­
spiel der Organe der EG noch au f die speziell rechtliche und materielle Grundle­
gung der Umweltpolitik eingegangen werden (Strübel 1988). Stattdessen will ich 
mich direkt den nicht-staatlichen umweltpolitischen Akteuren in Brüssel zuwen­
den. Dabei handelt es sich um eine Interessenvertretung, die in ihrem Bemühen 
um Informationszugang und Beeinflussung von Entscheidungen fast ganz auf 
die Kommission, und hier wiederum speziell auf die Generaldirektion Umwelt, 
ausgerichtet ist.
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Die Grundlage meiner Einschätzungen bildet zum einen die spärliche Litera­
tur, deren Stand allerdings durch ein kürzlich abgeschlossenes praxisorientiertes 
Projekt (Hey/Brendle/Weinber 1992) deutlich verbessert wurde. Zum anderen 
stütze ich mich au f Interviews, die ich im September 1992 mit Repräsentanten 
aller wichtiger au f die EG ausgerichteten Umweltgruppierungen und Vertretern 
der Kommission durchgefuhrt habe.

Wer ist in welcher Form in Brüssel vertreten? Grob vereinfacht bestehen dort 
wie ganz generell in der internationalen Umweltpolitik drei Typen der Interessen­
vertretung:

a) Themenorientierte Netzwerke (sog. Fachnetzwerke). Sie weisen zum Teil 
einen globalen und nicht nur europäischen Aktionsradius auf. Dies sind insbe­
sondere Climate Action Network, Biotechnology Clearinghouse, Legal Network 
und EarthAction. Sie sind alle erst 1989 oder später entstanden.

b) Internationale Dachverbände. Hierzu gehört einmal das 1974 gegründete 
European Environmental Bureau als nominell größte und umfassendste A lianz 
mit derzeit 126 Mitgliedsorganisationen, welche rund 8,5 Millionen Bürger und 
Bürgerinnen in den EG-Ländem repräsentieren. (Hinzu kommen noch Organi­
sationen aus EFTA-Ländem.) Eine zweite, weniger konventionell ausgerichtete 
europäische Dachorganisation ist die seit 1985 bestehende Coordination Euro­
péenne des Amis de la Terre (CEAT) als Teil der weltweit vertretenen Friends o f 
the Earth. Diese Gruppierung ist weitaus homogener als das EEB, was u.a. damit 
zu tun hat, daß ihr pro Land jeweils nur ein Umweltschutzverband angehört. Die 
nationalen Vogelschutzbünde sind gerade dabei, ein europäisches Büro einzu­
richten. Daneben bestehen noch kleinere europäische Bündnisse bzw. Stiftun­
gen.

c) Supranationale Verbände. Sie werden, im Unterschied zu den oben 
genannten Gruppierungen, im wesendichen durch kleine Fühmngsgremien mit 
Durchgriffsmöglichkeiten au f die nationalen Sektionen gesteuert und sind nach 
dem Vorbild von Konzernen straff organisiert. Hierzu zählen die europäischen 
Büros des Worldwide Fund for Nature (WWF) und von Greenpeace Internatio­
nal.

Insgesamt besteht somit in Brüssel ein beachdiches organisatorisches For­
menspektrum, das sich seit 1985 deudich verbreitert hat. Das Hauptgewicht 
haben allerdings mehr oder weniger konventionelle Verbände bzw. die Umwelt- 
konzeme. (Der »Spiegel« titulierte Greenpeace nicht ganz zu Unrecht als »M cDo­
nald der Umweltszene«.) Abhängig von der Definition sozialer Bewegungen wird 
man nun zu der Bewertung kommen, daß es sich hier um (1) durchaus übliche 
Bewegungsorganisationen, (2) Hybride aus Bewegungen und Interessenverbän­
den (analog zum Zwitter der Bewegungspartei) oder (3) herkömmliche Interessen­
verbände handelt, welche zum Teil aus stärker basisbezogenen Bewegungen her­
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vorgegangen sind, sich aber von diesen abgelöst haben. Die meisten Gruppierun­
gen rechne ich zum zweiten Typus. Es ist selbst fraglich, ob die lockeren Fach­
netzwerke genuine Bewegungsstrukturen verkörpern, da sie im wesentlichen aus 
einzelnen politischen Unternehmern und Experten bestehen, aber eben keinen 
Unterbau in Form »bewegter Massen« haben.

Die Zusammenarbeit zwischen diesen Organisationen verläuft erstaunlich 
reibungsarm. Massivere Konflikte, wie sie insbesondere innerhalb des EEB beste­
hen, sind meist interner Natur und gehen au f Unterschiede in Organisations­
strukturen, Strategien und nationalen Politikstilen zurück. Beispielsweise wird 
den britischen Gmppen ein Hang zum Pragmatismus, den deutschen eher eine 
fundamentalistische Ausrichtung nachgesagt. Daneben finden sich die allfälligen 
Organisationspatriotismen, die besonders Greenpeace auszeichnen. Die vier 
Großen (EEB, CEAT, WWF, Greenpeace) pflegen immerhin einen regelmäßigen 
Erfahrungsaustausch. Zudem gibt es gelegendiche Treffen nahezu aller umwelt­
politischer Gmppen in Brüssel. A uf dieser Grandlage hat sich hinsichtlich der 
Themen, teilweise auch der Vorgehensweisen, eine implizite Arbeitsteilung her­
ausgeschält. Es scheint, als sei die Zusammenarbeit umweltpolitischer Gruppie­
rungen in Brüssel eher besser als in den jeweiligen Heimadändem. Ein Grand 
hierfür könnte darin liegen, daß die Verbände in Brüssel weniger als auf nationa­
ler Ebene um Ressourcen und Aufmerksamkeit konkurrieren. Ein anderer Grand 
dürfte in der spezifischen Selektion der Brüsseler Verbandsvertreter liegen, unter 
denen mehrsprachige, weltoffene und pragmatisch denkende Köpfe im Vergleich 
zur nationalen Ebene überrepräsentiert sind.

Die bevorzugten Strategien und Handlungsformen in Brüssel bestehen in der 
Beschaffung und Verteilung von Informationen, dem Lobbying, fachlichen Stel­
lungnahmen zu Entscheidungsvorhaben und Entscheidungen, nicht aber — das 
wurde schon deutlich — in Demonstrationen, Akten des zivilen Ungehorsams 
oder gar gewaltförmigen Protesten.

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß das Spektrum der Umweltorgani­
sationen in Brüssel hinsichtlich Struktur und Aktivitäten weitaus schmaler ist als 
au f nationaler bzw. subnationaler Ebene. Seine Besonderheit liegt namentlich 
darin, daß es weniger bewegungsformige und eher verbandsförmige Elemente 
enthält. Die Zahl der Organisationen und der von ihr vertretenen Mitglieder soll­
te nicht über tatsächliche Schwächen hinwegtäuschen. Nichtstaatliche Umwelt­
politik ist in Brüssel eine Angelegenheit von zwei bis drei Dutzend Personen.
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III. Antwortversuche auf meine Eingangsfragen

1. Warum sind im wesentlichen nur Verbände und kaum genuin 
bewegungsförmige Gruppierungen vertreten?

In diesem Sachverhalt spiegelt sich erstens der generelle Trend der zunehmenden 
Institutionalisierung und Professionalisierung der Umweltbewegungen (Rucht 
1993), in Brüssel besonders deutlich bei den neu hinzugekommenen Gruppie­
rungen. Ein zweiter Grand hat mit der Höhe der Entscheidungsebene EG zu tun. 
Brüssel ist eben weit »oben« bzw. weit entfernt von den Orten, an denen sich die 
Umweltprobleme manifestieren. Lokale Graswurzelgrappen haben wenig Veran­
lassung und kaum Mittel, um in Brüssel präsent zu sein, schon gar nicht, um sich 
hier dauerhaft einzurichten. Nur Verbände, deren Arbeit strukturell auf größere 
Dauer angelegt ist, verfugen über die erforderlichen Ressourcen und können die­
se auch einsetzen, ohne vom direkten Votum der Basis abzuhängen. Ein dritter 
Grand hängt mit den besonderen Entscheidungskompetenzen und Entschei­
dungsprozeduren der EG zusammen. Es handelt sich um undurchsichtige und 
undemokratische Verfahren mit wenig markanten, von außen erkennbaren 
Hebelpunkten für strategische Einflußnahme. Informationsfluß und Entschei­
dungsvorbereitung sind informell, was von externen Gruppen eine gewisse 
Anpassungsleistung (hinsichtlich der Agenda und der Formen der Aktion) und 
eine gewisse Mäßigung, wenn nicht sogar ein Wohlverhalten erzwingt. Es gibt 
keine institutionell garantierten Informationsrechte oder Mitwirkungsmöglich­
keiten; es gibt keine klaren Zuweisungen von Verantwortlichkeiten; es gibt keine 
europäische Öffentlichkeit und keine Abhängigkeit der Kommission von der 
Wählergunst; schließlich: es gibt wenig Skandalisierangsmöglichkeiten. Dar­
unter litt nicht zufällig das EG-Büro von Greenpeace als einer ganz auf massen­
mediale Wirkung bedachten Organisation. Folgerichtig beschloß Greenpeace 
International im Jahr 1992, dieses Büro drastisch zu verkleinern.

2. Warum sind selbst Umweltverbände nur relativ schwach vertreten?
Implizit wurden bereits einige Gründe hierfür genannt. Die Relevanz von EG- 
Politik mag abstrakt einsichtig sein, aber Notwendigkeit und Chancen prakti­
scher Intervention sind selbst innerhalb von nationalen Verbänden schwer zu 
plausibilisieren. Die Klientel ist national- oder subnational verankert, hat vor 
allem diese Ebenen im Blick, sieht hier den größten und dringendsten Handlungs-
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bedarf. Hinzu kommt zweitens, daß das Gros umweltpolitischer Entscheidungen 
noch wie gewohnt im nationalen Rahmen fallt. Selbst bei Entscheidungen auf 
der Ebene der EG bestehen Eingriffsmöglichkeiten einzelner Länder. Das gilt für 
das Veto im Akt der Entscheidung wie für Obstruktionsmöglichkeiten in der 
Implementierungsphase. Das läßt sich auch für Entscheidungen des Euro­
päischen Gerichtshofes zeigen, die zu 60 % umweltpolitische Belange betreffen 
(Krämer 1991). Schließlich wird der Ertrag möglicher interessenpolitischer Inve­
stitionen auf der EG-Ebene oft nur sehr indirekt oder langfristig sichtbar; er kann 
zudem meist nicht einem singulärem Akteur zugeschrieben werden. Das mindert 
den Anreiz von nationalen Gmppen, Ressourcen für Brüssel abzuzweigen. Diese 
Situation verschärft sich, viertens, durch die chronische Ressourcenschwäche der 
Umweltverbände. Zwar hat sich diese Situation in den letzten Jahren deudich 
verbessert — in Relation zu den erklärten Aufgaben der Umweltgruppierungen 
und zur Macht der Gegenseite bleiben jedoch die Ressourcen äußerst beschei­
den.

3. Welche Formen bzw. Strategien sind am  ehesten wirkungsvoll?
Welche Perspektiven hat die nichtstaatliche Umweltpolitik gegenüber 
der EG?

Die Bedingungen für eine wirksame umweltpolitische Interessenvertretung in 
Brüssel sind ungünstig. Die entprechenden Gruppen und Organisationen verfü­
gen nur über eine dürftige Ausstattung; sie konkurrieren — bei im Prinzip kon­
fliktarmer Zusammenarbeit—um knappe öffentliche Aufmerksamkeit bzw. diese 
ist — als europäische Öffentlichkeit — gar nicht vorhanden; sie hängen partiell 
von Zuschüssen der Kommission ab; sie setzen sich aus sehr eigenständigen orga­
nisatorischen Komponenten mit unterschiedlichen Strategien und Politikstilen 
zusammen; ihre Ausgangsbedingungen und daraus resultierenden Positionen 
sind sehr verschieden (beispielsweise mag eine EG-Umweltregelung, die aus spa­
nischer Sicht einen Fortschritt darstellt, für Holland einen Rückschritt bedeuten); 
sie verfügen über keine bewegungsförmigen Mobilisierungsmöglichkeiten und 
entsprechenden Drohpotentiale in Brüssel; sie haben keinerlei institutionell 
garantierte Informations- und Mitspracherechte (Klatte 1992); sie stehen mächti­
gen, gut organisierten Gegnern gegenüber (Platzer 1984). Diese Probleme sowie 
die besonderen Bedingungen des politischen Prozesses au f EG-Ebene führen 
dazu, daß — vor dem Hintergmnd meist beschränkter Handlungsoptionen — die 
Interessenvertretung wenig flächendeckend, wenig druckvoll und kaum konti­
nuierlich verläuft. Die gesamte nichtstaatliche Umweltpolitik gegenüber der EG 
ist die Angelegenheit einer überschaubaren Zahl »politischer Unternehmer«.

573



Teils mit beträchtlichem Geschick und Know how am Werk, können sie doch das 
Korsett der strukturellen Restriktionen nicht überwinden. Ihre Politik bleibt weit­
gehend eine interne Brüsseler Angelegenheit, die gegenüber den nationalen 
Öffentlichkeiten kaum vermittelt ist und dadurch den Anschein einer gewissen 
Harmlosigkeit weckt.

Die Umweltpolitik in und gegenüber der EG-Kommission ist eine wenig 
attraktive Kärrnerarbeit au f einen Nebenschauplatz, bei der vorerst keine grand­
legende Veränderung der Ausgangslage, keine strategischen Innovationen und 
keine durchschlagenden politischen Erfolge zu erwarten sind. Eine stärkere orga­
nisatorische Vereinheitlichung bleibt vorerst ein frommer Wunsch, wäre viel­
leicht sogar kontraproduktiv. Sie widerspräche der gewachsenen Vielfalt, den 
unterschiedlichen strukturellen Merkmalen, Kontexten und nationalen Politik­
stilen.

Unter solchen Bedingungen bleiben auch große Dachverbände wie das EEB 
ein Koloß au f tönernen Füßen. Sie sind zu heterogen, finden zu wenig Rückhalt 
bei ihren Mitgliedsverbänden, um wirklich schlagkräftig zu sein. Relativ bessere 
Chancen haben lockere Fachnetzwerke wie das Climate Action Network, struktu­
rell und programmatisch homogenere Assoziationen wie CEAT oder eben res­
sourcenstarke supranationale Verbände wie der WWF. Sie können im Rahmen 
einer gewissen Arbeitsteilung ihre jeweiligen Stärken zur Geltung bringen, ohne 
sich intern und in Bezug aufeinander zu blockieren.

Eine Strategie direkter Mobilisierung in Brüssel scheint aus den angedeuteten 
strukturellen Gründen wenig aussichtsreich. Umweltschützer sind nicht vom 
Hocker zu reißen, um in Brüssel zu demonstrieren. Sie tun dies besser, auch 
schon um Energiekosten gering zu halten, in ihrer Hauptstadt oder unmittelbar 
vor Ort. Zudem haben die Umweltverbände in aller Regel eine diffusere Mitglie­
derbindung und eine geringere Organisationsquote als etwa Gewerkschaften oder 
Bauernverbände. (Letzteren sind in der alten Bundesrepublik rund 90 °/o aller 
Höfe angeschlossen.)

IV. Fazit

Es gibt also in Brüssel keinen Königsweg zu einer einflußreichen Umweltpolitik 
gegenüber Entscheidungsgremien der EG. Bezeichnenderweise sind es sogar 
staatliche Umwelteinrichtungen in einzelnen Mitgliedsländern oder Angehörige 
der Kommission, die sich um die Strategiefähigkeit von Umweltverbänden sor­
gen. Dies indiziert im übrigen die auch am Budget und Personal ablesbare Schwä­
che des Umweltressorts, dem offenbar daran gelegen ist, seine eigenen externen
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Kritiker hochzupäppeln, um den damit entstehenden Druck kommissionsintem 
weitergeben zu können. Den Umweltbewegungen und Umweltverbänden bren­
nen ihre »heimadichen« Probleme viel zu sehr au f den Nägeln, um den scheinbar 
fernen, unverständlichen und anonymen Entscheidungsprozeduren in Brüssel 
größere Bedeutung beizumessen. Erst die Häufung sinnfälliger Erfahrungen, in 
welcher Weise und in welchem Ausmaß sich Brüsseler Entscheidungen und 
Nicht-Entscheidungen au f den Zustand der Umwelt auch im letzten Winkel 
Europas auswirken, wird diese Ausgangssituation ändern.
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